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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. Mai 1962 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
2. Juni 1961 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Italienischen Republik 
über Leistungen zugunsten italienischer 
Staatsangehöriger, die von nationalsozialisti- 
schen Verfolgungsmaßnahmen betroffen 
worden sind 


mit Begründung, den Wortlaut des Vertrages in deutscher und 
italienischer Sprache, den dazugehörigen Schriftwechsel und 
eine Denkschrift. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 246. Sitzung am 25. Mai 1962 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, keine Ein- 
wendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 2. Juni 1961 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Italienischen Republik 
über Leistungen zugunsten italienischer Staatsangehöriger, 
die von nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffen worden sind 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 2. Juni 1961 Unterzeichneten Ver- 
trag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Italienischen Republik über Leistungen zugun- 
sten italienischer Staatsangehöriger, die von natio- 
nalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffen 
worden sind, sowie dem dazugehörigen Briefwechsel 
vom gleichen Tage wird zugestimmt. Der Vertrag 
und der Briefwechsel werden nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

(1) Die Bestimmung des Artikels 77 Abs. 4 des 
Friedensvertrags mit Italien vom 10. Februar 1947 
findet auf Ansprüche italienischer Staatsangehöriger 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz vom 29. Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 562) in seiner jeweils gel- 
tenden Fassung keine Anwendung. 

(2) Die Unanfechtbarkeit oder die Rechtskraft 
einer vor Inkrafttreten des Vertrags über Leistungen 
zugunsten italienischer Staatsangehöriger, die von 
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen be- 
troffen worden sind, ergangenen Entscheidung, durch 
die Ansprüche eines italienischen Staatsangehörigen 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz auf Grund 
des Artikels 77 Abs. 4 des Friedensvertrags mit 
Italien vom 10. Februar 1947 abgelehnt worden sind, 
steht einer erneuten, die Regelung des Absatzes 1 
berücksichtigenden Entscheidung über den Anspruch 
nicht entgegen. 

(3) Sofern italienische Staatsangehörige keinen 
fristgerechten Antrag nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz für Ansprüche, auf die bisher die Be- 
stimmung des Artikels 77 Abs. 4 des Friedensver- 
trags mit Italien Anwendung gefunden hätte, gestellt 
haben, kann ein Antrag auf Grund dieses Gesetzes 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Ver- 
trags über Leistungen zugunsten italienischer 
Staatsangehöriger, die von nationalsozialistischen 
Verfolgungsmaßnahmen betroffen worden sind, ge- 
stellt werden. 


(4) Das Verfahren in den Fällen der Absätze 1 
bis 3 bestimmt sich im einzelnen nach den Bestim- 
mungen des Bundesentschädigungsgesetzes. 

Artikel 3 

(1) Die Bestimmung des Artikels 77 Abs. 4 des 
Friedensvertrags mit Italien vom 10. Februar 1947 
findet auf rückerstattungsrechtliche Ansprüche, die 
unter das Bundesrückerstattungsgesetz vom 19. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 734) in seiner jeweils gel- 
tenden Fassung fallen, keine Anwendung. 

(2) Die Rechtskraft einer vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ergangenen Entscheidung, durch die unter 
das Bundesrückerstattungsgesetz fallende Ansprüche 
eines italienischen Staatsangehörigen auf Grund des 
Artikels 77 Abs. 4 des Friedensvertrags mit Italien 
vom 10. Februar 1947 abgelehnt worden sind, steht 
einer erneuten, die Regelung des Absatzes 1 berück- 
sichtigenden Entscheidung über den Anspruch nicht 
entgegen. Die erneute Entscheidung ist nach Maß- 
gabe des § 42 Abs. 3 und 4 des Bundesrückerstat- 
tungsgesetzes bei der hiernach zuständigen Kammer 
zu beantragen. Auf das Verfahren findet § 42 Abs. 5 
des Bundesrückerstattungsgesetzes entsprechende 
Anwendung. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung mit der Maßgabe in Kraft, daß Artikel 2 
dieses Gesetzes erst mit dem Inkrafttreten des Ver- 
trags zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Italienischen Republik über Leistungen zu- 
gunsten italienischer Staatsangehöriger, die von 
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen be- 
troffen worden sind, und des dazugehörigen Brief- 
wechsels anwendbar ist. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 5 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf in Verbindung mit dem zugehö- 
rigen Briefwechsel nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da sich der 
Briefwechsel und demgemäß Artikel 2 dieses Ge- 
setzes auf die Durchführung des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes vom 29. Juni 1956 beziehen, für die 
die Länderbehörden zuständig sind. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 soll die Rechtsgrundlagen für die in Num- 
mer 1 Buchstaben a bis c des Briefwechsels vorge- 
sehene Regelung schaffen. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 entspricht der in Nummer 2 des Briefwech- 
sels enthaltenen Regelung. 


Zu Artikel 4 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes, 
wobei festzulegen ist, daß die Regelung des Arti- 
kels 2 dieses Gesetzes erst mit dem Inkrafttreten 
des Vertrags und des zugehörigen Briefwechsels 
wirksam wird. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 5 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

♦ 

Die mit der Durchführung des Vertrags und des 
Briefwechsels verbundenen Kosten bestehen aus der 
Zahlung nach Artikel 1 des Vertrags in Höhe von 
vierzig Millionen Deutsche Mark und den Aufwen- 
dungen für die in dem Briefwechsel vorgesehenen 
Regelungen, deren Höhe sich noch nicht feststellen 
läßt. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Italienischen Republik 
über Leistungen zugunsten italienischer Staatsangehöriger, 
die von nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffen worden sind 

Accordo 

tra la Repubblica Federale di Germania 
e la Repubblica Italiana 

circa gli indennizzi a favore dei cittadini italiani 
che sono stati colpiti da misure di persecuzione nazionalsocialiste 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

Die ITALIENISCHE REPUBLIK 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet sich, 
an die Italienische Republik vierzig Millionen Deutsche 
Mark zu zahlen zugunsten der aus Gründen der Rasse, 
des Glaubens oder der Weltanschauung von national- 
sozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffenen ita- 
lienischen Staatsangehörigen, die durch diese Verfol- 
gungsmaßnahmen Freiheitsschäden oder Gesundheits- 
schädigungen erlitten haben, sowie zugunsten der Hinter- 
bliebenen der infolge dieser Verfolgungsmaßnahmen 
Umgekommenen. 

(2) Die Art der Verwendung des Betrages zugunsten 
des vorbezeichneten Personenkreises bleibt dem Ermes- 
sen der Regierung der Italienischen Republik überlassen. 

Artikel 2 

Die Bundesrepublik Deutschland stellt der Italienischen 
Republik den vorgenannten Betrag einen Monat nach In- 
krafttreten dieses Vertrages zur Verfügung. 

Artikel 3 

Mit der in Artikel 1 bezeichneten Zahlung sind 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Ita- 
lienischen Republik, unbeschadet etwaiger Ansprüche 
italienischer Staatsangehöriger auf Grund der deutschen 
Wiedergutmachungsgesetze, alle Fragen, die Gegenstand 
dieses Vertrages sind, abschließend geregelt. 

Artikel 4 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Italienischen Republik 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 5 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Rom 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt am Tage nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


LA REPUBBLICA FEDERALE DI GERMANIA 
e 

LA REPUBBLICA ITALIANA 
HANNO CONVENUTO QUANTO SEGUE: 

A r t i c o 1 o 1 

(1) La Repubblica Federale di Germania si impegna a 
versare alla Repubblica Italiana 40 milioni di DM a 
favore di cittadini italiani i quali per ragione di razza, 
fede o ideologia siano stati oggetto di misure di perse- 
cuzione nazionalsocialiste e che a causa di tali misure 
abbiano sofferto privazioni di livertä o danni alla salute, 
nonche a fovore dei superstiti di coloro che sono dece- 
duti a causa di queste persecuzioni. 


(2) II inodo di utilizzare tale sorama a favore dclle 
categorie suindicate e rimesso alla valutazione dei 
Governo della Repubblica Italiana. 

A r t i c o 1 o 2 

La Repubblica Federale di Germania metterä a disposi- 
zione della Repubblica Italiana la somma di cui sopra un 
mese dopo l'entrata in vigore dei presente Accordo. 

A r t i c o 1 o 3 

Con il pagamento di cui all'art. 1, vengono regolate 
in modo definitivo tutte le questioni tra la Repubblica 
Federale di Germania e la Repubblica Italiana formanti 
oggetto dei presente Accordo, senza pregiudizio delle 
eventuali pretese di cittadini italiani in base alla legis- 
lazione tedesca sui risarcimenti. 

A r t i c o 1 o 4 

II presente Accordo si applicherä anche al Land Ber- 
lino, a meno che il Governo della Repubblica Federale 
di Germania, entro tre mesi dall'entrata in vigore dei 
presente Accordo, non rimetta al Governo della Repub- 
blica Italiana una dichiarazione contraria. 

A r t i c o 1 o 5 

(1) Il presente Accordo sarä ratificato e gli strumenti 
di ratifica saranno scambiati in Roma al piü presto pos- 
sibile. 

(2) Il presente Accordo entrerä in vigore il giorno 
successivo allo scambio degli strumenti di ratifica. 
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ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
nach Austausch ihrer in gehöriger Form befundenen 
Vollmachten diesen Vertrag unterzeichnet und mit ihren 
Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 2. Juni 1961 in vier Ur- 
schriften, zwei in deutscher und zwei in italienischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 


IN FEDE DI CHE i plenipotenziari — dopo presenta- 
zione dei loro pieni poteri trovati in dovuta forma — 
hanno firinato il presente Accordo e vi hanno apposto i 
loro sigilli. 

FATTO a Bonn il 2 giugno 1961 in 4 originali — 2 
in lingua tedesca e 2 in lingua italiana — • l’uno e l’altro 
testo facenti egualmente fede. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Carstens 
W e s t r i ck 


Per la Repubblica Federale Tedeska: 
Carstens 
W e s t r i c k 


Für die Italienische Republik: 
P. Q u a r o n i 


Per la Repubblica Italiana: 
P. Quaroni 
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Briefwechsel 


Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 


Bonn, den 2. Juni 1961 


Herr Botschafter! 

Gemäß Artikel 3 des Vertrages über Leistungen zu- 
gunsten italienischer Staatsangehöriger, die von natio- 
nalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffen wor- 
den sind, sind alle Fragen, die den Gegenstand dieses 
Vertrages bilden, unbeschadet etwaiger Ansprüche ita- 
lienischer Staatsangehöriger auf Grund der deutschen 
Wiedergutmachungsgesetze, abschließend geregelt. 

Ich beehre mich, Ihnen hierzu mitzuteilen, daß die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland in Anbetracht 
des besonderen Charakters der Ansprüche auf Wieder- 
gutmachung der durch nationalsozialistische Verfolgungs- 
maßnahmen verursachten Schädigungen in bezug auf 
die Ansprüche italienischer Staatsangehöriger, die unter 
das Bundesentschädigungsgesetz (BEG) in der Fassung 
vom 29. Juni 1956 und das Bundesrückerstattungsgesetz 
(BRüG) vom 19. Juli 1957 fallen, folgende Regelung tref- 
fen wird: 

1. a) In einem besonderen Verfahren sollen die von 
italienischen Staatsangehörigen nach dem Bundes- 
entschädigungsgesetz gestellten Anträge, die von 
den deutschen Entschädigungsbehörden in Anbe- 
tracht der Bestimmung des Artikels 77 Abs. 4 des 
italienischen Friedensver träges vom 10. Februar 
1947 abgewiesen würden, nach Maßgabe der Be- 
stimmungen des Bundesentschädigungsgesetzes be- 
handelt werden, ohne daß hierbei die Einwendun- 


gen aus Artikel 77 Abs. 4 des genannten Friedens- 
vertrages erhoben werden sollen. 

b) Auch sofern derartige Anträge auf Grund des 
Artikels 77 Abs. 4 des italienischen Friedensver- 
trages rechtskräftig abgelehnt worden sind, werden 
sie nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes a 
neu behandelt werden. 

c) Sind derartige Anträge nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz nicht innerhalb der Anmeldefrist dieses 
Gesetzes gestellt worden, so können sie noch 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages zur Behandlung in dem vorerwähnten 
besonderen Verfahren eingebracht werden. 

2. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat 
bereits Vorsorge getroffen, daß gegen Ansprüche 
italienischer Staatsangehöriger, die unter das Bundes- 
rückerstattungsgesetz fallen, die Einwendungen aus 
Artikel 77 Abs. 4 des italienischen Friedensvertrages 
nicht erhoben w T erden sollen. Sie wird sicherstellen, 
daß derartige Anträge italienischer Staatsangehöriger, 
die auf Grund des Artikels 77 Abs. 4 des italienischen 
Friedensvertrages rechtskräftig abgewiesen wurden, 
neu behandelt Mrerden. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 


Carstens 


Seiner Exzellenz 

dem Italienischen Botschafter 

Herrn Dr. Pietro Quaroni 
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Ambasciata d'Italia 


Italienische Botschaft 

Bonn, 2 giugno 1961 


(Übersetzung) 
Bonn, den 2. Juni 1961 


Signor Segretario di Stato, 

ho l'onore di accusare ricevuta della Sua lettera 
odierna, die in traduzione ha il seguente tenore: 

"In conformitä dell'art. 3 dell'Accordo sugli inden- 
nizzi a fovore dei ciLtadini italiana che sono stati 
colpiti da misur di persecuzione nazionalsocialisle, 
tutte le questioni che formano oggetto di tale Accordo 
sono regolate definitivamente, senza pregiudizio per 
eventuali pretese di cittadini italiani in base alla 
legislazione tedesca sui risarcimenti. 

Ho l’onore di informar. La a tale proposito che il 
Governo della Repubblica Federale di Germania, dato 
il carattere speciale delle pretese di risarcimento da 
parte di cittadini italiana per danni causati dalle 
misure di persecuzione nazionalsocialisle, disporrä il 
seguente regolamenie per le pretese di cittadini itali- 
ani, reyolale dalla Legge Federale per gli indenni/zi 
(BEG) nel testo del 29 giugno 1956 e dalla Legge 
Federale per le restituzioni (BRüG) del 19 luglio 1957. 

1. a) le ridiieste avanzate da cittadini italiani in ccn- 
formitä della Legge Federale per gli idennizzi, 
le quali venissero respinte dalle Autoritä te- 
desche preposte all’indennizzo sulla base della 
disposizione dell’art. 77 par. 4 del Tratato di Pace 
italiano del 10 febbraio 1947, formeranno ogetto 
di una procedura speciale, in conformitä delle 
disposizioni della Legge Federale per gli inden- 
nizzi, senza che sia sollevata l'obiezione di cui 
all’art. 77 par. 4 del detto Trattato di Pace. 


b) andre se richieste siffatte fossero state giä res- 
pinte definitivamente sulla base dell’art 77 par. 
4 del Trattato di Pace italiano, esse saranno 
nuovamente prese in esarne in conformitä delle 
disposizioni del precemente capoverso a). 

c) se, in conformitä delle disposizioni della Legge 
Federale per gli indennizzi, tali richieste non 
fossero state presentate entro la scadenza pre- 
vista da tale Legge, esse potranno essere nuova- 
mente presentate entro un anno dall'entrata in 
vigore del presente Accordo per essere prese in 
esarne secondo la procedura speciale di cui 
sopra. 

2. Il Governo della Repubblica Federale ha giä preso 
provvedimenti perche nei confronti delle richieste di 
cittadini italiani, che cadono sotto il disposto della 
Legge Federale per le restituzioni (BRüG), non ven- 
gano sollevate le obiezioni fondate sull’art. 77 par. 4 
del Trattato di Pace italiano. Esso provvederä a che 
richieste del genere, da parte di cittadini italiani, giä 
respinte in modo definitivo sulla base dell'art. 77 par. 


Herr Staatssekretär! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen Schrei- 
bens zu bestätigen, das folgenden Wortlaut hat: 

„Gemäß Artikel 3 des Vertrages über Leistungen 
zugunsten italienischer Staatsangehöriger, die von 
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betrof- 
fen worden sind, sind alle Fragen, die den Gegenstand 
dieses Vertrages bilden, unbeschadet etwaiger An- 
sprüche italienischer Staatsangehöriger auf Grund der 
deutschen Wiedergutmachungsgesetze abschließend ge- 
regelt. 

Ich beehre midi, Ihnen hierzu mitzuteilen, daß die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland in Anbe- 
tracht des besonderen Charakters der Ansprüche auf 
Wiedergutmachung der durch nationalsozialistische 
Verfolgungsmaßnahmen verursachten Schädigungen in 
bezug auf die Ansprüche italienischer Staatsangehöri- 
ger, die unter das Bundesentschädigungsgesetz (BEG) 
in der Fassung vom 29. Juni 1956 und das Bundes- 
rückerstattungsgesetz (BRüG) vom 19. Juli 1957 fallen, 
folgende Regelung treffen wird: 

1. a) In einem besonderen Verfahren sollen die von 

italienischen Staatsangehörigen nach dem Bun- 
desentschädigungsgesetz gestellten Anträge, die 
von den deutschen Entschädigungsbehörden in 
Anbetracht der Bestimmung des Artikels 77 
Abs. 4 des italienischen Friedensvertrages vom 
10. Februar 1947 abgewiesen würden, nach Maß- 
gabe der Bestimmungen des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes behandelt werden, ohne daß 
hierbei die Einwendungen aus Artikel 77 Abs. 4 
des genannten Friedensvertrages erhoben werden 
sollen. 

b) Auch sofern derartige Anträge auf Grund des 
Artikels 77 Abs. 4 des italienischen Friedens- 
vertrages rechtskräftig abgelehnt worden sind, 
werden sie nach Maßgabe des vorstehenden Ab- 
satzes a neu behandelt weiden. 

c) Sind derartige Anträge nach dem Bundesent- 
schädigungsgesetz nicht innerhalb der Anmelde- 
frist dieses Gesetzes gestellt worden, so können 
sie noch innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten dieses Vertrages zur Behandlung in dem 
vorerwähnten besonderen Verfahren eingebracht 
werden. 

2. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat 
bereits Vorsorge getroffen, daß gegen Ansprüche 
italienischer Staatsangehöriger, die unter das Bun- 
desrückerstattungsgesetz fallen, die Einwendungen 
aus Artikel 77 Abs. 4 des italienischen Friedens- 
vertrages nicht erhoben werden sollen. Sie wird 
sicherstellen, daß derartige Anträge italienischer 
Staatsangehöriger, die auf Grund des Artikels 77 
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4 del Trattato di Pace italiano, siano nuovamente 
prese in esame." 

II Governo della Repubblica Italiana esprime il suo 
apprezzamento per il regolamento cui si e impegnato il 
Governo della Repubblica Federale di Germania e si 
dichiara d'accordo con esso. 

Voglia gradire, Signor Segretario di Stato, gli atti 
della mia piü alta considerazione. 

Pietro Quaroni 
Ambasciatore d’Italia 


S.E. 

il Segretario di Stato 
dell' Auswärtiges Amt 
Prof. Dr. Karl Carstens 


Abs. 4 des italienischen Friedensvertrages rechts- 
kräftig abgewiesen wurden, neu behandelt werden.“ 
Die Regierung der Italienischen Republik begrüßt die 
von der Regierung der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gesagte Regelung und erklärt sich mit ihr einverstanden. 

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, die Versicherung 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Pietro Quaroni 
Italienischer Botschafter 


Seiner Excellenz 

dem Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
Herrn Prof. Dr. Karl Carstens 
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Denkschrift 


In Übereinstimmung mit den von der Bundesrepu- 
blik Deutschland im Vierten Teil des Vertrags zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener 
Fragen (Uberleitungsvertrag) vom 26. Mai 1952 
übernommenen Verpflichtungen haben nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz in der Fassung vom 
29. Juni 1956 — abgesehen von Staatenlosen und 
Flüchtlingen nach näherer Bestimmung des Geset- 
zes — grundsätzlich nur diejenigen Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung gesetzlichen An- 
spruch auf Wiedergutmachung, die eine räumliche 
Beziehung zur Bundesrepublik oder wenigstens zum 
Deutschen Reich in seinen Grenzen vom 31. Dezem- 
ber 1937 hatten. 

Im Jahre 1956 haben acht Staaten (Belgien, Däne- 
mark, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Luxemburg, die Niederlande, Norwegen) bei der 
Bundesregierung Vorstellungen erhoben, die auf 
eine Entschädigung auch derjenigen Verfolgten ge- 
richtet waren, die die Wohnsitz- oder Aufenthalts- 
voraussetzungen nicht erfüllen. Nach eingehender 
Prüfung hat die Bundesregierung sich im Bewußt- 
sein der menschlichen Bedeutung dieser Frage bereit 
erklärt, in Verhandlungen über Leistungen zugun- 
sten dieser Verfolgten einzutreten. Mit sieben der 
genannten Staaten sind inzwischen entsprechende 
Verträge abgeschlossen worden. 

Im Anschluß an die Vorstellungen, die die genannten 
acht Staaten bei der Bundesregierung erhoben 
haben, hat sich auch die italienische Regierung an 
die Bundesregierung gewandt. Mit der Schweiz, die 
sich ebenfalls diesen Vorstellungen angeschlossen 
hatte, ist ein Vertrag am 29. Juni 1961 unterzeichnet 
worden. Ferner ist in dem am 27. November 1961 
Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich zur 
Regelung von Schäden der Vertriebenen, Umsiedler 
und Verfolgten, über weitere finanzielle Fragen und 
Fragen aus dem sozialen Bereich (Finanz- und Aus- 
gleichsvertrag) eine Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland an Aufwendungen der Republik Öster- 
reich für Zwecke der Wiedergutmachung national- 
sozialistischer Verfolgungsmaßnahmen vorgesehen. 
Die im Verhältnis zu Italien aufgenommenen Ver- 
handlungen wurden mit dem vorliegenden, am 
2. Juni 1961 in Bonn Unterzeichneten Vertrag abge- 
schlossen. Der Vertrag sieht eine Leistung in Höhe 
von 40 Millionen Deutsche Mark an die Italienische 
Republik vor zugunsten der aus Gründen der Rasse, 
des Glaubens oder der Weltanschauung von natio- 
nalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffe- 
nen italienischen Staatsangehörigen, die durch diese 
Verfolgungsmaßnahmen Freiheitsschäden oder Ge- 
sundheitsschädigungen erlitten haben, sowie zugun- 
sten der Hinterbliebenen der infolge dieser Verfol- 
gungsmaßnahmen Umgekommenen. 

Wie Artikel 3 besagt, regelt diese Zahlung im Ver- 
hältnis der Bundesrepublik Deutschland zu der 
Italienischen Republik abschließend alle Fragen, die 
Gegenstand des Vertrags sind. Dabei ist ausdrück- 
lich hervorgehoben, daß Ansprüche italienischer 


Staatsangehöriger auf Grund der deutschen Wieder- 
gutmachungsgesetze nicht berührt werden. 

In einem Briefwechsel zu Artikel 3 des Vertrages 
ist das Einvernehmen darüber festgelegt worden, 
daß gegenüber Anträgen italienischer Staatsangehö- 
riger nach dem Bundesentschädigungsgesetz vom 
29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 562) Einwendun- 
gen aus Artikel 77 Abs. 4 des Friedensvertrags mit 
Italien vom 10. Februar 1947 nicht erhoben werden 
sollen. Artikel 77 Abs. 4 des vorerwähnten Friedens- 
vertrags besagt, daß die von italienischer Seite 
gegen Deutschland und deutsche Staatsangehörige 
erhobenen Forderungen aus der Zeit des zweiten 
Weltkrieges als erledigt gelten und daß derartige 
Forderungen auch in Zukunft nicht geltend gemacht 
werden. Der besondere Charakter der Ansprüche 
auf Wiedergutmachung nationalsozialistischer Ver- 
folgungsmaßnahmen rechtfertigt es jedoch, Einwen- 
dungen aus Artikel 77 Abs. 4 gegenüber Anträgen 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz nicht zu er- 
heben. 

Sofern derartige Anträge auf Grund des Artikels 77 
Abs, 4 bereits abgelehnt oder nicht innerhalb der 
Anmeldefrist gestellt worden sind, wurde aus Erwä- 
gungen der Rechtsgleichheit in dem Briefwechsel 
ferner die nochmalige Behandlung bzw. die Möglich- 
keit einer nachträglichen Antragstellung nach Maß- 
gabe des Briefwechsels vorgesehen. 

Es empfiehlt sich, für dieses besondere Verfahren 
die Zuständigkeit der Entschädigungsorgane nach 
Maßgabe des Bundesentschädigungsgesetzes vom 
29. Juni 1956 festzulegen (Artikel 2 Abs. 4 des Zu- 
stimmungsgesetzes). Auf diese Weise werden für 
die von der Regelung der Nummer 1 Buchstaben a 
bis c des Briefwechsels erfaßten Verfolgten insbe- 
sondere auch die im Bundesentschädigungsgesetz 
vorgesehenen Rechtsmittel gewährleistet. 

In bezug auf das Bundesrückerstattungsgesetz vom 
19. Juli 1957 hatte die Bundesregierung bereits vor 
Unterzeichnung des deutsch-italienischen Vertrags 
vom 2. Juni 1961 bei ihren nachgeordneten Behörden 
veranlaßt, daß Einwendungen aus Artikel 77 Abs. 4 
des Friedensvertrags mit Italien vom 10. Februar 
1947 gegenüber rückerstattungsrechtlichen Ansprü- 
chen nicht erhoben werden. Auch insoweit rechtfer- 
tigt es sich im Interesse der Rechtsgleichheit, eine 
erneute Behandlung solcher Rückerstattungsanträge 
italienischer Staatsangehöriger zu ermöglichen, die 
auf Grund des Artikels 77 Abs. 4 des Friedensver- 
trags mit Italien rechtskräftig abgewiesen wmrden. 
Eine Nachreichung noch nicht gestellter Rückerstat- 
tungsanträge konnte jedoch im Hinblick auf die in 
§ 27 des Bundesrückerstattungsgesetzes (in der Fas- 
sung des Zweiten Anderungsgesetzes vom 13. Januar 
1959, Bundesgesetzbl. I S. 21) festgelegte Ausschluß- 
frist nicht vorgesehen werden. Eine entsprechende 
Ausschlußfrist findet sich im Bundesentschädigungs- 
gesetz nicht; vielmehr ist in § 189 Abs. 3 dieses Ge- 
setzes die generelle Möglichkeit einer Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand unter bestimmten 
Voraussetzungen offengehalten. 
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